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D ieses Abkommen sendet ein 
starkes Signal an die Welt«, er-
klärte Ursula von der Leyen am 
17. Januar feierlich bei der Un-

terzeichnungszeremonie in Paraguays 
Hauptstadt Asunción: »Wir wählen fai-
ren Handel statt Zölle.« Doch kaum war 
die Tinte unter dem EU-Mercosur-Ver-
trag getrocknet, überwies das Europäi-
sche Parlament (EP) ihn am 21. Januar per 
Resolution zur rechtlichen Prüfung an 
den Europäischen Gerichtshof (EuuGH). 
Die Entscheidung des EP über die Ratifi-
zierung könnte sich damit um bis zu zwei 
Jahre verschieben. Die Schockwellen er-
reichten nicht nur das parallel stattfin-
dende Weltwirtschaftsforum in Davos, 
sondern erschütterten auch Bündnis 90/ 
Die Grünen, deren Europaabgeordnete 
mehrheitlich für die Resolution gestimmt 
hatten. Dafür hagelte es Kritik aus der ei-
genen Parteispitze und am schärfsten von 
Jürgen Trittin: Acht deutsche Grüne hät-
ten dazu beigetragen, »dass rechte Bau-
ernlobby und Anti-Europäer mit zehn 
Stimmen Mehrheit einen Schritt zu mehr 
Souveränität der EU blockieren konnten«. 
Doch so schroff die Tonlage, so undiffe-
renziert sind die Vorwürfe in der Sache. 

Zwar ist das Argument, dass die EU 
nach der Entscheidung des EP einmal 
mehr als gespalten und schwach dastehe,  
durchaus ernst zu nehmen. Aber die Kri-
tik an dem Abkommen und die poten-
ziellen Folgen seiner vorschnellen An-
wendung wiegen ebenfalls schwer. Denn 
das Abkommen stößt keineswegs nur bei 
einer »rechten Bauernlobby und Anti-Eu-
ropäern« auf Widerstand. Noch im No-

vember 2023 hatten die Grünen selbst 
einen Parteitagsbeschluss gefasst, in dem 
es heißt: »Wir lehnen das EU-Mercosur-
Abkommen in seiner jetzigen Form ab.« 
Seitdem hat sich die geopolitische Lage 
gewandelt, werden Multilateralismus und 
die regelbasierte Weltordnung immer ag-
gressiver infrage gestellt. Doch auch nach 
der Wiederwahl von Donald Trump wand-
ten sich über 400 zivilgesellschaftliche 
Organisationen aus Südamerika und Eu-
ropa gegen das Abkommen, darunter Ge-
werkschaften, Umwelt-, Entwicklungs-, 
Indigenen-, Menschenrechts-, Verbrau-
cherschutz-, Landlosen- und viele Bau-
ernorganisationen.1 

Diese wehren sich keineswegs gegen 
Handel an sich, sondern gegen neolibe-
rale Handelsregeln, die koloniale Muster 
zementieren, Ungleichheit vertiefen und 
als massive Beschleu-
niger für Waldzerstö-
rung, Artensterben, 
Klimakrise und Men-
schenrechtsverletzun-
gen wirken. Das vor-
liegende EU-Mercosur-
Abkommen setzt in 
Südamerika vor allem 
Anreize zur Exportsteigerung von Zucker-
rohr und Bioethanol, Soja und Biodiesel, 
Rindfleisch und metallischen Rohstoffen. 
Genau deren expansive Produktion geht 
seit Jahrzehnten mit Brandrodungen und 
der Vertreibung indigener Gemeinschaf-
ten im Amazonas, Cerrado, Pantanal und 

1	 Petition »The EU-Mercosur trade deal must be stop-
ped – Now!«, 26.11.2024.
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Chaco einher – allesamt elementare Öko-
systeme unserer Erde, die auf gefährliche 
Kipppunkte zusteuern, mit unumkehrba-
ren Folgen für das Klima.2 

Das Nachhaltigkeitskapitel des Ver-
trags, das diese Risiken mindern soll, 
unterliegt als einziges nicht dem Sank-
tionsmechanismus des Abkommens. 
Stattdessen bietet der neu geschaffene 
Ausgleichsmechanismus Sanktionsmög-
lichkeiten gegen Nachhaltigkeitsvorga-
ben.3 Demnach kann eine Vertragspartei 
über den Streitschlichtungsmechanismus 
Entschädigung einfordern, wenn Geset-
ze oder andere Maßnahmen der Gegen-
seite die Handelsvorteile aus dem Abkom-
men schädigen. Die Regierung Urugu-
ays beschrieb den Mechanismus in einem 
Fact Sheet explizit als »Schutzinstrument 
gegen die Anwendung von Umweltmaß-
nahmen seitens der EU«, insbesonde-
re gegen den Green Deal. Im Visier steht 
auch die EU-Entwaldungsverordnung. 

Trotzdem ist die grüne Ko-Vorsitzen-
de Franziska Brantner »stolz darauf, dass 
der Klimaschutz darin nach langen Ver-
handlungen so gut verankert ist, besser 
als in jedem anderen Abkommen«. Rich-
tig ist, dass das Pariser Klimaabkommen 
in den Nachverhandlungen seit 2020 als 
»wesentliches Element« aufgenommen 
wurde, sodass schwerwiegende Verstöße 
theoretisch zur Aussetzung des Handels-
abkommens führen können. Allerdings 
verpflichtet die Klimaklausel die Ver-
tragsstaaten lediglich dazu, »in Treu und 
Glauben Vertragspartei der Klimarahmen-
konvention und des Pariser Abkommens 
zu bleiben«. Dies erfordert weder ambi-
tionierte »Nationale Klimaschutzbeiträ-
ge« noch deren Umsetzung. Verstöße und 
Sanktionen sind daher unwahrscheinlich.

Ähnlich wie die grüne Parteispitze 
ihren eigenen Parteitagsbeschluss igno-

2	 Thomas Fritz, EU-Mercosur-Abkommen ante por-
tas? Warum eine Ratifizierung verhindert werden 
sollte, Brot für die Welt, Misereor und PowerShift 
(Hg.), Juli 2025. 

3	 Christina Eckes und Piotr Krajewski, Legal Ana-
lysis. How sustainable is the EU-Mercosur Agree-
ment?, caneurope.org, 17.4.2025.

rierte, ging auch die EU-Kommission über 
Widerstände von Regierungen und Par-
lamenten aus Frankreich, Polen, Belgien, 
Italien, Österreich und den Niederlanden 
hinweg. Das Assoziierungsabkommen 
war gemäß Verhandlungsmandat des 
Rats als »gemischtes Abkommen« konzi-
piert, das teilweise in die Kompetenz der 
EU, teilweise in die der Mitgliedstaaten 
fällt. Damit hätte es zur Ratifizierung der 
Einstimmigkeit im Rat sowie der Zustim-
mung des EP und aller nationalen Parla-
mente bedurft. 

Um deren Widerstände auszuhebeln, 
spaltete die Kommission das Abkommen 
in ein Partnerschaftsabkommen (EMPA) 
und ein Handelsabkommen (iiTA) auf. Am 
17. Januar genehmigte der Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit die Unterzeichnung bei-
der Abkommen, gegen den Widerstand 
von Frankreich und Polen. Und nur das 
EMPA wird auch den Parlamenten der Mit-
gliedstaaten zur Ratifizierung vorgelegt. 
Für die Ratifizierung des iiTA ist nur die Zu-
stimmung des EP vorgesehen. Vor allem 
dieses Verfahren soll der EuuGH nach der 
Resolution des EP nun auf seine Konformi-
tät mit den EU-Verträgen hin prüfen. 

Geht es dabei um nichts als »Klein-
Klein«, wie der SPD-Vorsitzende Lars Kling-
beil behauptet? Gerade in Zeiten, in denen 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Ge-
waltenteilung weltweit unter Beschuss ge-
raten, ist diese Bagatellisierung legitimer 
rechtlicher Bedenken fragwürdig. Legitim 
ist auch der Prüfauftrag an den EuuGH zum 
erwähnten Ausgleichsmechanismus, der 
bestehende EU-Gesetze zum Schutz von 
Menschenrechten, Umwelt und Klima an-
greifbar macht und eine abschreckende 
Wirkung auf künftige Gesetzesinitiativen 
entfaltet. Ebenso legitim ist die Prüfung 
möglicher Einschränkungen des Vorsor-
geprinzips beim Schutz von Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherrechten.

Problematisch ist also nicht der Inhalt 
der Resolution, wohl aber die Tatsache, 
dass die Mehrheit im Parlament dafür auch 
mit Hilfe rechtsextremer Parteien wie der 
AffD zustande kam, deren Programmatik 
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den Anliegen der Resolution diametral wi-
derspricht. »Das hätte nicht passieren dür-
fen«, räumte die grüne Europaabgeordnete 
Anna Cavazzini ein, die zu den Unterzeich-
ner:innen der Resolution gehört. Konser-
vative und Rechtsextreme könnten nun 
auf dieses Beispiel verweisen, um künftige 
Kooperationen zu legitimieren. 

Mit dem gezielten Abriss der Brand-
mauer durch die Europäische Volkspartei 
(EVP) bei der Abstimmung zum Omnibus-
I-Paket und der EU-Lieferkettenrichtli-
nie ist dies allerdings nicht vergleichbar.4 

Die Resolution wurde von einer fraktions-
übergreifenden Gruppe von 144 sozialde-
mokratischen, konservativen, liberalen, 
grünen und linken Abgeordneten aus 21 
Ländern eingebracht – unter explizitem 
Ausschluss von Rechtsextremen. Weder 
gab es Absprachen mit Rechtsextremen 
noch war deren Zustimmung intendiert.

Konstruierter Sachzwang
Nachvollziehbar ist die Entrüstung über 
die Resolution nur vor dem Hintergrund 
der zugespitzten geopolitischen Lage und 
der schwächelnden europäischen Wirt-
schaft. Angesichts der russischen Inva-
sion in die Ukraine, der übermächtigen 
Konkurrenz aus China und der errati-
schen US-Zollpolitik unter Donald Trump 
fürchtet die EU sowohl um Absatzmärk-
te und den Zugang zu Rohstoffen als auch 
um die eigene Souveränität. Denn mit-
tels seiner Nationalen Sicherheitsstra-
tegie droht Trump zudem unverhohlen 
damit, den Widerstand gegen den derzei-
tigen Kurs Europas zu fördern und »pa-
triotische europäische Parteien« zu un-
terstützen. Zum Erhalt der europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit und politischen 
Souveränität gilt der Abschluss von Han-
delsabkommen mit dem Mercosur, Indien 
und Indonesien im aktuellen öffentlichen 
Diskurs daher als alternativlos. 

Belegt ist die erhoffte Wirkung aber 
kaum: Nach der offiziellen Folgenab-

4	 Vgl. Armin Paasch und Miriam Saage-Maaß, Liefer-
kettenrichtlinie: Der Backlash und was trotzdem 
bleibt, in: »Blätter«, 2/2026, S. 25–28.

schätzung der EU könnte der EU-Export 
von Industrieprodukten in den Merco-
sur wegen Zollabbaus zwar um 74 Prozent 
zulegen. Auf Exportgewinne hoffen vor 
allem europäische Automobil-, Maschi-
nenbau- und Chemiekonzerne, auch für 
Autos mit Verbrennungsmotoren und gif-
tige Pestizide, die in der EU teilweise ver-
boten sind. Ein wirtschaftlicher Game-
changer ist das Abkommen allerdings 
nicht. Laut Folgenabschätzung könnte 
das BIP der EU um 0,1 Prozent wachsen. 
Ein anderes ökonomisches Gutachten 
prognostiziert zugleich einen Rückgang 
der Beschäftigung um bis zu - 0,06 Pro-
zent oder 120 000 Arbeitsplätze.5 

Auch zur Sicherung von Rohstof-
fen ist der Sachzwang zum Abschluss des 
Handelsabkommens weitgehend kons-
truiert. Schon jetzt bezieht die EU hohe 
Anteile an Eisenerz, Silber, Niob, Tantal, 

Bauxit, Kupfer und Lithium aus Brasili-
en und Argentinien. Das Handelsabkom-
men verbilligt diese Rohstoffe für euro-
päische Unternehmen, indem es letzte 
EU-Importzölle auf Aluminium, Eisen-, 
Stahl- und Kupferprodukte aus den Mer-
cosur-Staaten beseitigt und diesen verbie-
tet, Exportabgaben auf Rohstoffe zu er-
heben. Das betrifft etwa Eisen und Kup-
fer aus Brasilien sowie Lithium, Gold und 
Silber aus Argentinien. Problematisch ist 
das nicht nur wegen systematisch verhee-
render Umweltschäden und Menschen-

5	 Simela Papatheophilou, Bernhard Tröster u.a., As-
sess_EU-Mercosur 2.0: Assessing the final agree-
ment text of the Association Agreement between 
the EU and Mercosur, oefse.at, Juni 2025.

»Problematisch ist nicht der 
Inhalt der Resolution, wohl aber 
die Tatsache, dass die Mehrheit 
im Parlament auch mit Hilfe 
rechtsextremer Parteien wie 
der AfD zustande kam.«
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rechtsverletzungen im Bergbau. Mit dem 
Verbot von Exportabgaben entfällt im 
Mercosur auch ein wichtiges industriepo-
litisches Instrument zur Förderung loka-
ler Weiterverarbeitung, Wertschöpfungs-
ketten und Arbeitsplätze. Das könnte bei-
spielsweise den Aufbau einer eigenen 
Batterieindustrie oder heimischen Recyc-
lings von Elektroschrott behindern. 

Ohnehin wären die argentinische 
und brasilianische Industrie die großen 
Verlierer des Abkommens. Laut Folgenab-
schätzung der EU würde die dortige Pro- 
duktion im Maschinenbau, der Metall- 
und Autoindustrie schrumpfen. Im Mer-
cosur befürchten Ökonom:innen und Ge-
werkschaften gar eine Deindustrialisie-
rung und den Verlust hunderttausender 

Arbeitsplätze. Anders als EU-Kommis- 
sionspräsidentin Ursula von der Leyen be-
hauptet, bringt radikaler Zollabbau zwi-
schen ungleichen Partnern keinen »fairen 
Handel«, sondern mehr Ungleichheit.

Für eine zukunftsfähige Geopolitik 
Keine Frage: Gerade in der aktuellen geo-
politischen Lage sind Partnerschaften 
mit Demokratien des Globalen Südens für 
die EU ein Gebot der Stunde. Dabei dür-
fen Ziel, Inhalt und Wirkung jedoch nicht 
aus dem Blick geraten. Ein Handelsab-
kommen, das Arbeitsplätze gefährdet, 
Ungleichheit vertieft und die Klimakrise 
verschärft, ist allenfalls ein symbolischer 
Erfolg, könnte sich mittelfristig jedoch 
als geopolitischer Boomerang erweisen. 
Der aufgeschobene Klimaschutz kommt 
Unternehmen und Steuerzahler:innen 

immer teurer zu stehen und ist auch geo-
politisch ein enormes Risiko. 

Die wachsende Ungleichheit wiede-
rum ist eine Hauptursache für den welt-
weiten Aufstieg rechtsextremer Akteure, 
sei es Javier Milei, Alice Weidel oder Ma-
rine Le Pen. In Frankreich profitiert vor 
allem der Rassemblement National vom 
Unmut der Bauern. Ein rechter Sieg bei 
der Präsidentschaftswahl 2027 würde die 
EU vor ihre größte Zerreißprobe stellen. 
Die Einschränkung demokratischer Mit-
bestimmungsrechte in der Handelspoli-
tik schürt die Skepsis gegen und die Spal-
tung innerhalb der EU, statt sie zu einen. 
Eine vorläufige Anwendung des Handels-
abkommens trotz EP-Resolution – wie von 
Friedrich Merz, Lars Klingbeil und den 
Grünen gefordert – würde in dieser Ge-
mengelage weiter Öl ins Feuer gießen. 

Die richtige Antwort auf die heuti-
gen Krisen liegt eben nicht in den han-
delspolitischen Ansätzen von gestern. 
Nötig ist eine progressive geopolitische 
Vision, die auf faire Partnerschaften mit 
dem Globalen Süden setzt, Menschen-
rechte nicht depriorisiert, Ungleichhei-
ten abbaut und die planetaren Grenzen 
achtet. Dazu müsste die EU ihren Part-
nern handelspolitisch entgegenkommen 
und ein »ökonomisches und soziales Up-
grading« in globalen Wertschöpfungs-
ketten ermöglichen, statt es durch strik-
te geistige Eigentumsrechte und das Ver-
bot von Importzöllen und Exportabgaben 
zu behindern. Im Gegenzug dürfte die EU 
auf offenere Ohren bei den Partnern sto-
ßen, wenn sie mehr Verbindlichkeit beim 
Schutz von Menschenrechten, Umwelt 
und Klima einfordert. Bei der Verhand-
lung mit dem Mercosur hat die EU-Kom-
mission das genaue Gegenteil getan.

Eine Blaupause für den überfälligen 
Kurswechsel gibt es nicht. Dazu bedarf es 
grundlegender Debatten über zukunfts-
fähige Wirtschaftsmodelle. Umso schäd-
licher ist es, Gefolgschaft für neoliberale 
Patentrezepte einzufordern, die seit Jah-
ren gescheitert sind und jetzt erst recht an 
ihre Grenzen stoßen. h

»Ein Handelsabkommen, 
das Arbeitsplätze 
gefährdet, Ungleichheit 
vertieft und die Klimakrise 
verschärft, ist allenfalls ein 
symbolischer Erfolg.«


